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Sachverhalt

S ist libanesische Staatsangehörige arabischer Volks- und sunnitischer Glaubens-
zugehörigkeit. Sie reiste auf dem Landweg in die Bundesrepublik Deutschland ein
und stellte 2019 einen Asylantrag.

Diesen lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), das zu die-
sem Zeitpunkt von der libyschen Staatsangehörigkeit der S ausging, mit Bescheid
vom 14.1.2020 ab. Mit Bescheid vom 26.5.2020 stellte das BAMF, nachdem S ihre liba-
nesische Staatsangehörigkeit durch Vorlage eines libanesischen Zivilregisteraus-
zugs nachgewiesen hatte, fest, dass hinsichtlich des Libanons Abschiebungsverbote
nicht vorliegen und drohte unter Fristsetzung von 30 Tagen die Abschiebung in den
Libanon an. Von S hiergegen eingelegte Rechtsmittel waren erfolglos.

Nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise forderte die Ausländerbehörde
S anschließend mittels Verfügung vom 2.9.2020 dazu auf,
1. bis zum 2.10.2020 einen gültigen Pass oder Passersatz vorzulegen.
2. Für den Fall, dass S ein solches Dokument nicht besitze, forderte die Ausländer-

behörde sie zur Beantragung eines Passes oder Passersatzpapieres bei der liba-
nesischen Botschaft in Berlin oder der Vertretung des Staates, der zu ihrer
Rücknahme verpflichtet sei, auf, und hierüber bis zum 1.11.2020 einen Nach-
weis vorzulegen.

3. FürdenFall, dass SdieserOrdnungsverfügungkeineFolge leistet, drohtedieAus-
länderbehörde die zwangsweise Vorführung vor die libanesische Botschaft an.

Zur Begründung führte die Ausländerbehörde aus, dass S vollziehbar ausreise-
pflichtig sei und gemäß § 3 I 1 AufenthG der Passpflicht unterliege. Nach § 48 I 1 Auf-
enthG sei sie zudem verpflichtet, auf Verlangen ihren Pass oder Passersatz vorzule-
gen und nach § 48 III AufenthG im Falle des Nichtbesitzes eines solchen Dokuments
an dessen Beschaffung mitzuwirken. Die Androhung unmittelbaren Zwanges sei
angemessen, da eine Ersatzvornahme nicht in Betracht komme und die Verhängung
eines Zwangsgeldes nicht erfolgsversprechend sei.
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S beschließt am 5.1.2021 gegen diese Verfügung Klage vor dem Verwaltungs-
gericht zu erheben. Zur Begründung führt die Anwältin von S aus, dass eine Ab-
schiebung in den Libanon jedenfalls auf absehbare Zeit aus humanitären Gründen
nicht zulässig sei. Die ohnehin schlechte humanitäre Lage habe sich mit der Explosi-
on im Hafen von Beirut am 4.8.2020 nochmals dramatisch verschlechtert, sodass S
bei einer Rückkehr in den Libanon weder über Arbeit oder Unterkunft noch finan-
zielle Mittel zur Deckung ihres Lebensunterhalts verfüge. Die Anwältin der S be-
antragt,
1. die Ordnungsverfügung der Beklagten aufzuheben;
2. festzustellen, dass Abschiebungshindernisse betreffend S für eine Abschiebung

in den Libanon vorliegen.

Die Ausländerbehörde beantragt, die Klage abzuweisen. Zur Begründung führt der
Beklagte aus, dass er für die Prüfung zielstaatsbezogener Abschiebungshindernisse
bereits nicht zuständig sei, zudem sei das Asylverfahren rechtskräftig abgeschlos-
sen. An der Rechtmäßigkeit der Ordnungsverfügung bestünden keine Zweifel. Be-
reits mit Klageeingangsbestätigung hat das Gericht S darauf hingewiesen, dass der
Klageantrag zu 2. unzulässig sein dürfte, da die Feststellung von Abschiebungsver-
boten nicht Gegenstand der angefochtenen Ordnungsverfügung sei.

Fallfrage

Hat die Klage der S gegen die Verfügung der Ausländerbehörde Aussicht auf Erfolg?

Bearbeitungshinweis:
Hinsichtlich der vollstreckungsrechtlichen Regelungen ist das Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz des Bundes (VwVG) zugrunde zu legen.
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Lösungsvorschlag

Damit die Klage der S Aussicht auf Erfolg hat, müsste sie zulässig und begründet
sein.

A. Zulässigkeit

Die Klage der S müsste zunächst zulässig sein.1

Der zweite Antrag der S auf Feststellung eines Abschiebungsverbotes in den Li-
banon ist mangels richtigem Beklagten unzulässig.2 Für die Feststellung von ziel-
staatsbezogenen Abschiebungshindernissen nach § 60 V und VII 1 AufenthG, die
nicht Gegenstand der angefochtenen Ordnungsverfügung waren, ist nicht die Aus-
länderbehörde, sondern das BAMF zuständig.3

1 Weiterführendes Wissen

Sofern S von der Unzulässigkeit der Abschiebung wegen der humanitären Bedingungen im Libanon aus-
geht, wobei sie sich auf Umstände beruft, die nach der rechtskräftigen Ablehnung ihres Asylantrags ein-
getreten sind, insbesondere die Explosion im Hafen von Beirut, wären diese zielstaatsbezogenen Ab-
schiebungshindernisse vom BAMF im Rahmen eines Wiederaufgreifensantrags nach § 51 VwVfG zu
prüfen.4 Die Ausländerbehörde ist für die Prüfung von Abschiebungsverboten insoweit nicht zuständig
und an die rechtskräftige Entscheidung des Bundesamtes gebunden.5

Die Klage ist hinsichtlich des ersten Antrags der S als Anfechtungsklage nach § 42 I
Alt. 1 VwGO statthaft und auch im Übrigen zulässig.6

Insbesondere besteht auch nach Ablauf der festgesetzten Frist zur Passbeschaf-
fung noch ein Rechtsschutzbedürfnis, da die Pflicht zur Vorlage des Passes oder
Passersatzes beziehungsweise eines entsprechenden Antrags bei der zuständigen

1 Siehe ausführlich zur Zulässigkeit einer Anfechtungsklage Eisentraut, in: Eisentraut, Verwal-
tungsrecht in der Klausur, § 1 Rn. 1 ff. sowie Burbach, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klau-
sur, § 2 Rn. 281 ff.
2 Zum richtigen Klagegegner als Zulässigkeitsvoraussetzung der verwaltungsrechtlichen Klage
Creemers, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in der Klausur, § 2 Rn. 412 f.
3 Zu zielstaatsbezogenen Abschiebehindernissen siehe Schwander, 47) Drohende Abschiebung trotz
Betreuung?, A. in diesem Fallbuch.
4 Dickten, in: Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 32. Ed. 1.1.2022, AsylG § 71 Rn. 40 ff.
5 Dollinger, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl. 2020, § 60 Rn. 110.
6 Siehe zum Prüfungsschema der Anfechtungsklage Eisentraut, in: Eisentraut, Verwaltungsrecht in
der Klausur, § 2 Rn. 1.
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Auslandsvertretungweiterhin besteht,7 zumal jedenfalls das angedrohte Zwangsmit-
tel weiterhin aufgrund der angefochtenen Verfügung angewendet werden könnte.

B. Begründetheit

I. Ziffer 1. (Vorlage Pass oder Passersatz) und Ziffer 2. (Vorlage eines
entsprechenden Antrags bei der Botschaft)

Die Anfechtungsklage der S ist begründet, wenn der angefochtene Verwaltungsakt,
also vorliegend die Verfügung der Ausländerbehörde, rechtswidrig ist und die S in
ihren Rechten verletzt.8

Die Ermächtigungsgrundlagen, auf die sich die Ausländerbehörde in ihrer Ver-
fügung stützt, sind § 48 I 1 und III AufenthG.

1Weiterführendes Wissen

Während die Ausländerbehörde im vorliegenden Fall ihre Verfügung auf dieMitwirkungspflichten aus
§ 48 I 1 und III AufenthG stützt, ist in der Praxis umstritten, ob derartige Passverfügungen nach Ab-
schluss des Asylverfahrens auf Mitwirkungspflichten aus dem AsylG (vorliegend wäre das Pendant § 16 II
Nr. 4 und 6 AsylG) gestützt werden können.9 Einer Meinung nach enden mit rechtskräftigem Abschluss
des Asylverfahrens diese asylrechtlichen Mitwirkungspflichten, sodass lediglich die – weitgehend inhalt-
lich übereinstimmenden – migrationsrechtlichen Mitwirkungspflichten des AufenthG herangezogen
werden können. Der Gegenmeinung zufolge gelten die asylrechtlichen Mitwirkungspflichten auch nach
dem Abschluss des Asylverfahrens fort, wobei sich dann die Streitfrage anschließt, ob die migrations-
rechtlichen oder die asylrechtlichen Mitwirkungspflichten spezieller (also leges speciales) sind, oder ob
die Pflichten nebeneinander bestehen. Das BVerwG hat die Frage, ob gegebenenfalls Art. 13 I Asylverfah-
rens-RL asylrechtliche Mitwirkungspflichten zeitlich bis zum Abschluss des Asylverfahrens begrenzt, in
einem Urteil von 2021 ausdrücklich offengelassen.10 Da die Ausländerbehörde die Verfügung vorliegend
auf die Mitwirkungspflichten aus dem AufenthG stützt, muss der Streit hier nicht entschieden werden.

Gemäß § 48 I 1 Nr. 1 AufenthG ist eine ausländische Person verpflichtet, ihren Pass,
Passersatz oder Ausweisersatz auf Verlangen den mit dem Vollzug des Auslän-
derrechts betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und vorübergehend zu
überlassen, soweit dies zur Durchführung oder Sicherung von Maßnahmen nach

7 Vgl. VG Greifswald, Urt. v. 17.10.2018, Az.: 6 A 2244/17 As HGW, Rn. 18.
8 Siehe hierzu und zur Begründetheitsprüfung im Allgemeinen Kowalczyk, in: Eisentraut, Verwal-
tungsrecht in der Klausur, § 2 Rn. 508 ff.
9 Zum Streitstand ausführlich Houben, in: Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 32. Ed. 1.1.2022, AsylG § 15
Rn. 18 ff.
10 BVerwG, Urt. v. 16.2.2021, Az.: 1 C 29.20, Rn 20 f.
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diesem Gesetz erforderlich ist. Gemäß § 48 III 1 AufenthG ist eine ausländische Per-
son, die keinen gültigen Pass oder Passersatz besitzt, verpflichtet, an der Be-
schaffung des Identitätspapiers mitzuwirken sowie alle Urkunden oder sonstige Un-
terlagen, die für die Feststellung der Staatsangehörigkeit oder Identität von
Bedeutung sein können, vorzulegen. Die Vorlage des Passes oder Passersatzes der
S müsste also zur Durchführung oder Sicherung von Maßnahmen nach diesem Ge-
setz erforderlich sein.

Begrenzt wird die den Betroffenen im Einzelfall abverlangte Mitwirkungs-
pflicht durch die Zumutbarkeit und Notwendigkeit der Mitwirkungspflicht unter
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles.11

1 Weiterführendes Wissen

Während in § 3 I AufenthG eine allgemeine Passpflicht normiert ist, enthält § 48 III AufenthG Mitwir-
kungspflichten zur Identitätsklärung beziehungsweise Passbeschaffung. § 56 I AufenthV konkretisiert
die ausweisrechtlichen Pflichten und § 5 II AufenthV konkretisiert, welche Handlungen zumutbar sind.
Kann ein Pass nicht zumutbar erlangt werden, so kann die Ausländerbehörde gemäß § 48 II AufenthG
ein Ausweisersatz ausstellen, wodurch der Passpflicht genügt wird. Ist die Beschaffung eines anerkann-
ten Passes oder Passersatzes nicht zumutbar, kann die Behörde zur Klärung der Identität die Beschaf-
fung von Identitätspapieren verlangen (§ 48 III 1 AufenthG). Hierbei handelt es sich um Urkunden und
Dokumente, die dazu geeignet sind, die Ausländerbehörde zur Geltendmachung und Durchsetzung der
Rückführungsmöglichkeit zu unterstützen – unabhängig von der ausstellenden Stelle.12 Neben amtli-
chen Dokumente aus dem Herkunftsstaat, denen biometrische Angaben und Merkmale zur Person ent-
nommen werden können, können auch amtliche Dokumente ohne biometrische Daten zur Identifizie-
rung der betroffenen Person herangezogen werden.13

Vorliegend ist S gemäß § 58 II 2 AufenthG vollziehbar ausreisepflichtig, da ihr Asyl-
antrag rechtskräftig abgelehnt wurde. Da S ihrer Ausreisepflicht gemäß § 50
AufenthG bislang nicht nachgekommen ist, und die Frist zur freiwilligen Ausreise
abgelaufen ist, ist sie nach § 58 I 1 AufenthG abzuschieben, wofür jedoch ein Pass
oder Passersatzdokument ihres Heimatstaates notwendig ist. S hat während des
Asylverfahrens bislang keinen Pass oder Passersatz, und zur Identifikation lediglich
einen Zivilregisterauszug in Kopie vorgelegt. Es ist daher zum Zwecke der Abschie-
bung erforderlich, dass S ihren Pass vorlegt.

11 OVG BB, Urt. v. 14.9.2010, Az.: OVG 3 B 2.08, Rn. 34, asyl.net: M17806; BVerwG, Beschluss
v. 10.3.2009, Az.: 1 B 4/09, Rn. 6 – juris; siehe zur Zumutbarkeit ausführlichWasnick, 31) Taraneh will
reisen in diesem Fallbuch und Wasnick, 33) Gekommen um zu bleiben in diesem Fallbuch.
12 Hruschka, in: Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 32. Ed. 1.1.2022, AufenthG § 48 Rn. 33.
13 Diesen kommt allerdings ein geringerer Beweiswert zu als Dokumenten ohne biometrischen
Merkmale, BVerwG, 23.9.2020, Az.: 1 C 36.19, Rn. 19.

Natalie Tsomaia

548 Fall 42 Lösung

http://gesetze.berlin.de/bsbe/document/MWRE100003006
http://www.bverwg.de/230920U1C36.19.0


1Weiterführendes Wissen

Mit der Abschiebung wird eine gesetzliche Handlungspflicht und nicht Vollstreckung eines Verwal-
tungsakts durchgesetzt.14 § 58 II AufenthG legt fest, wann die Ausreisepflicht vollziehbar ist. Vollziehbar
ist die Ausreisepflicht dann, wenn sie mit Mitteln des Verwaltungszwangs vollstreckt werden kann. Die
Vollziehbarkeit einer Ausreisepflicht nach § 58 II 1 AufenthG ist bereits bei ihrer Entstehung gegeben.15

Im Falle des § 58 II 2 AufenthG ist die Ausreise erst nach der Unanfechtbarkeit oder sofortigen Vollzieh-
barkeit des Verwaltungsakts vollziehbar.16

Die Tatbestandsvoraussetzungen von § 48 I 1 Nr. 1, III 1 AufenthG sind somit erfüllt.
Sonstige Rechtswidrigkeitsgründe bestehen nicht, insbesondere ist weder vorgetra-
gen noch sonst ersichtlich, dass die in Ziffer 1 und 2 der Ordnungsverfügung vom
2.9.2020 angeordneten Mitwirkungshandlungen unzumutbar oder von vornherein
aussichtslos wären. Dem Umstand, dass die Vorlage entsprechender Passersatz-
dokumente neben der Mitwirkung der Klägerin auch von den libanesischen Behör-
den abhängt, hat die Ausländerbehörde mit Ziffer 2 der Ordnungsverfügung vom
2.9.2020 hinreichend Rechnung getragen, indem sie die S lediglich zur Beantragung
eines entsprechenden Dokuments verpflichtete und als Nachweis die Vorlage des
bearbeitungsfähigen Antrages verlangte.

1Weiterführendes Wissen

Die Ausländerbehörde ist befugt, die Mitwirkung an der Passbeschaffung gemäß § 48 III AufenthG zu
verlangen. Ihre Kompetenzen einschließlich der erforderlichen Zwangsanwendung leiten sich aus § 82
IV und § 48 III AufenthG ab. Aufgrund der Zuständigkeit der Ausländerbehörde, die Passbeschaffungs-
anordnung zur Durchsetzung der Ausreisepflicht zu erlassen, stützt sie diese Maßnahme auf § 82 IV 1
AufenthG.17 Die Mitwirkungspflicht darf aber nicht als sofortige Mitwirkung, sondern als ein Tätigwerden
ohne schuldhaftes Zögern nach § 121 BGB verstanden werden. Demzufolge stellt die bestimmte Frist
einen Anhaltspunkt dar und darf nicht absolut wirken.18 Diese Pflicht muss dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz entsprechen und dem Betroffenen die Gelegenheit geben, der Anordnung freiwillig Folge zu
leisten. Nur wenn ersichtlich ist, dass die asylsuchende Person die Vertretung des vermutlichen Heimat-
staates nach § 82 IV 1 AufenthG nicht aufsucht und der Aufforderung keine Folge leistet, ist eine zwangs-
weise Durchsetzung nach § 82 II 2 AufenthG möglich. Im Falle einer ausreisepflichtigen Person ergibt
sich die Pflicht zur Mitwirkung an der Beschaffung eines Rückreisedokuments aus 48 III und 49 II Auf-
enthG. Insofern legt der Gesetzgeber hier ein Bündel an Rechtsnormen zur Erlangung von Rückreisedo-
kumenten fest und erlegt den Betroffenen die Pflicht auf, das bestehende Ausreisehindernis nach ihren
Möglichkeiten zu beseitigen, wobei hier auch Eigeninitiative gefragt ist, um die erforderliche Schritte in

14 VGH BW, Beschl. v. 20.6.2016, Az.: 11 S 914/16, Rn. 5.
15 Hoppe, in: Dörig, Handbuch Migrations- und Integrationsrecht, 2. Aufl., 2020, § 8, Rn. 29.
16 Hoppe, in: Dörig, Handbuch Migrations- und Integrationsrecht, 2. Aufl., 2020, § 8, Rn. 30.
17 Marx, Ausländer- und Asylrecht, 4. Aufl., 2021, § 11 Rn. 26.
18 Samel, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl., 2020, § 82, Rn. 12.
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die Wege zu leiten.19 Neben dem Aufsuchen der Auslandsvertretung des Heimatlandes erfasst die Mit-
wirkungspflicht eine Kontaktaufnahme mit Dritten, etwa einem*einer Rechtsanwält*in, zwecks Beschaf-
fung von Identitätsnachweisen.

II. Ziffer 3 (Androhung unmittelbaren Zwangs)
Fraglich ist, ob auch die Androhung der zwangsweisen Vorführung bei der libanesi-
schen Botschaft gemäß Ziffer 3 der Verfügung rechtmäßig ist. Bei dieser Verfügung
handelt es sich um die Androhung unmittelbaren Zwangs, einer Maßnahme des
Verwaltungszwangs im Rahmen des Verwaltungsvollstreckungsrechts.20

Ermächtigungsgrundlage für die Androhung der zwangsweisen Vorführung
sind §§ 6 I, 9 I lit. c, 12, 13 Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwVG) – da laut Be-
arbeitungshinweis das VwVG des Bundes zugrunde zu legen ist. Gemäß § 6 I VwVG
kann ein Verwaltungsakt, der auf die Vornahme einer Handlung gerichtet ist, mit
dem Zwangsmittel des unmittelbaren Zwangs durchgesetzt werden, wenn er un-
anfechtbar ist oder wenn sein sofortiger Vollzug angeordnet oder wenn dem
Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung beigelegt ist. Gemäß § 12 VwVG kann die
Vollzugsbehörde den Pflichtigen zur Handlung, Duldung oder Unterlassung zwin-
gen oder die Handlung selbst vornehmen, wenn die Ersatzvornahme oder das
Zwangsgeld nicht zum Ziel führen oder sie untunlich sind. Das Zwangsmittel muss
gemäß § 13 I VwVG zunächst schriftlich angedroht werden, wobei für die Erfüllung
der Verpflichtung eine Frist zu bestimmen ist, innerhalb derer der Vollzug dem
Pflichtigen billigerweise zugemutet werden kann.

Da der unmittelbare Zwang gemäß § 12 VwVG nachrangig ist, müssten also die
Ersatzvornahme (§ 10 VwVG) und das Zwangsgeld (§ 11 VwVG) ausscheiden. Die Er-
satzvornahme gemäß § 10 VwVG ist vorliegend untunlich, da es sich bei der Be-
antragung eines Passes bei der libanesischen Botschaft um eine Handlung handelt,
deren Vornahme nicht durch eine andere Person möglich ist. Es liegt demnach kei-
ne vertretbare Handlung im Sinne des § 10 VwVG vor.

Im vorliegenden Fall ist jedoch nicht ersichtlich, weshalb die Verhängung eines
Zwangsgeldes gemäß § 12 VwVG ungeeignet sein sollte, die Klägerin zur Befolgung
der ihr gegenüber ausgesprochenen Aufforderungen zu veranlassen. Zwar ist die
Klägerin ihrer Ausreisepflicht bisher nicht nachgekommen. Daraus folgt jedoch
nicht, dass die Klägerin ihrer Ausreisepflicht auch unter Androhung eines Zwangs-
geldes nicht nachkommen würde und dies zu einer nicht hinnehmbaren Verzö-

19 Winkelmann/Wunderle, in: Bergmann/Dienelt, Ausländerrecht, 13. Aufl., 2020, § 48, Rn. 6.
20 Eine Einführung in das Verwaltungsvollstreckungsrecht findet sich bei Ilal, in: Eisentraut, Ver-
waltungsrecht in der Klausur, § 2 Rn. 1293 ff.
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gerung der Vollstreckung führen würde. Es kann daher nicht darauf geschlossen
werden, dass die Androhung des Zwangsgeldes vorliegend nicht zum Ziel führen
würde. Insoweit hätte es im Rahmen der Ausübung des der Beklagten zustehenden
Ermessens jedenfalls einer nachvollziehbaren Begründung (vgl. § 39 I VwVfG) be-
durft, warum eine Verhängung von Zwangsgeld mangelnde Erfolgsaussichten ha-
ben sollte und warum unter diesem Gesichtspunkt die Dauer des Vollstreckungsver-
fahrens nicht hinnehmbar sei, die die Ausländerbehörde im angefochtenen
Bescheid jedoch in Gänze schuldig bleibt.21

Da die Androhung eines Zwangsmittels nach dem Gesagten also zum Ziel hätte
führen können, ist die Androhung des unmittelbaren Zwangs gemäß § 12 VwVG
rechtswidrig. Vor diesem Hintergrund unterliegt Ziffer 3. des angefochtenen Be-
scheids der Aufhebung.

3Hinweise zur Fallprüfung

Die Androhung unmittelbaren Zwangs könnte man hier auch als rechtmäßig ansehen.

C. Ergebnis

Die Klage wird im Klageantrag zu 1. hinsichtlich der begehrten Aufhebung der Ver-
fügung ohne Erfolg bleiben, soweit sie sich gegen die Verfügungspunkte zu 1. und 2.
richtet. Hinsichtlich der Zwangsmittelandrohung (Verfügungspunkt 3.) hat die Kla-
ge hingegen Aussicht auf Erfolg.

Auch der Klageantrag zu 2. wird erfolglos bleiben, da er mangels richtigem Kla-
gegegner schon unzulässig ist. Festzuhalten ist, dass der Anspruch auf Prüfung von
Abschiebungsverboten nach § 60 V, VII AufenthG nicht an die Ausländerbehörde ge-
richtet werden kann. Diese Prüfung ist vom BAMF durchzuführen.

Weiterführende Literatur
– Zu den unterschiedlichen migrationsrechtlichen Mitwirkungspflichten: Schleswig-holsteini-

schen Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen, Mitwirkungspflicht – Hand-
reichung für die Beratungspraxis, April 2022.

– Zu den Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung siehe das Schwerpunktheft des Asylma-
gazin 2018

21 Vgl. VG Würzburg, Beschl. v. 16.11.2018, Az.: W 3 S 18.32283, Rn. 37 ff.
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http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2204_Handreichnung-SH-Mitwirkungspflicht.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2204_Handreichnung-SH-Mitwirkungspflicht.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2204_Handreichnung-SH-Mitwirkungspflicht.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/Beitraege_AM_2018/AM18-1-2_thema_mitwirkungspflichten.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/Beitraege_AM_2018/AM18-1-2_thema_mitwirkungspflichten.pdf
http://openjur.de/u/2189877.html#rdnr44
http://openjur.de/u/2189877.html#rdnr44
http://openjur.de/u/2189877.html#rdnr44


Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Für die Feststellung von zielstaatsbezogenen Abschiebungshindernissen nach § 60 V und VII 1

AufenthG ist das BAMF und nicht die Ausländerbehörde zuständig.
– Neben den speziellen asylrechtlichen Mitwirkungspflichten, die im AsylG geregelt sind, existie-

ren die allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Mitwirkungspflichten, die im AufenthG geregelt
sind. Umstritten ist, ob nach Abschluss des Asylverfahrens nur letztere anwendbar sind, oder
die asylrechtlichen Mitwirkungspflichten fortgelten; umstritten ist auch ihr Verhältnis zueinan-
der.

– Eine zwangsweise Botschaftsvorführung ist als Androhung unmittelbaren Zwangs nur dann zu-
lässig, wenn andere, vorrangige Maßnahmen der Verwaltungsvollstreckung wie die Verhän-
gung eines Zwangsgeldes ungeeignet sind.

Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.
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http://openrewi.org/projekte/migrationsrecht/#fallbuch

